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41-6414.02


Wassergesetze;
Verrohrung eines namenlosen Grabens im Zuge der Errichtung einer Linksabbiegespur an der St 2125 mit einer neuen Anliegerstraße auf Höhe Konseehof durch die Fa. K1 Imovina GmbH, Industriestr. 5a, 94491 Hengersberg

hier:    Bekanntgabe nach § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die   Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)



B E K A N N T M A C H U N G


Die K 1 Imovina GmbH beabsichtigt an der Staatsstraße St 2125 eine Linksabbiegespur als zusätzliche Betriebszufahrt zu errichten und eine Anliegerstraße zu verlegen. Im Zuge dessen muss ein namenloser Graben, ein Gewässer dritter Ordnung von wasserwirtschaftlicher Bedeutung im Bereich der Anliegerstraße verrohrt werden. Durch die Linksabbiegespur wird die St 2125 verbreitert. Auch hier ist eine Verlängerung der bestehenden Verrohrung und die Anpassung eines Auslaufbauwerkes erforderlich.

Das Vorhaben stellt eine Gewässerausbaumaßnahme nach Nr. 13.18.1 der Anlage 1 zum UVPG dar, für die eine allgemeine Vorprüfung nach § 7 Abs. 1 UVPG vorgeschrieben ist.
[bookmark: _GoBack]Im Zuge der Vorprüfung ist festzustellen, ob das Vorhaben unter Berücksichtigung der in 
Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Schutzkriterien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann und deshalb die Verpflichtung zur Durchführung einer förmlichen Umwelt-verträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des UVPG besteht.

Die Vorprüfung, die als überschlägige Prüfung anhand der Unterlagen nach Anlage 2 zum UVPG durchgeführt wird, hat ergeben, dass das Vorhaben keiner förmlichen Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen ist, da keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen hinsichtlich der zu betrachtenden Schutzgüter zu erwarten sind.

Diese Einschätzung ergibt sich aus folgenden Gründen:

a) Merkmale und Standort des Vorhabens 
Der bestehende namenlose Graben entwässert die nördlich der St 2125 liegenden Geländebereiche. Der Wasserstand steht in Relation zu den auftretenden Niederschlägen. Bei länger anhaltender Trockenheit kann es vorkommen, dass der Graben kein Wasser führt.
Im Bereich der Anliegerstraße wird der Graben auf einer Länge von ca. 15 m neu verrohrt. Im Bereich der Staatsstraße werden zusätzlich 1,5 m verrohrt. 
Im Bereich der geplanten Verrohrungen findet sich im Bestand ein recht junges Gehölz, überwiegend mit gebietsfremden Gehölzarten.
Es finden sich im Vorhabensbereich keine hochwertigen Flächen. Der Flächenverbrauch durch die Verrohrung ist nicht nennenswert. Der Graben selbst ist ebenfalls nicht hochwertig. Ein nennenswerter Fischbestand ist nicht vorhanden.
Das Gebiet ist durch die vielbefahrene Staatsstraße und die angesiedelten Gewerbebetriebe vorbelastet.
Das Vorhaben befindet sich in keinem Schutzgebiet nationalen oder europäischen Rechts.

b) Mögliche Auswirkungen des Vorhabens
Während der Bauzeit kann es zu erhöhtem Lärm sowie zu Verkehrsstörungen kommen, welche sich auf den Menschen auswirken kann. Durch die Versiegelung im Bereich der Zufahrten und durch die Verrohrung kommt es zu einer Zerstörung von Boden. Die Flächenversiegelung wird im Rahmen der Kompensationsermittlung erfasst und ausgelichen.

Weitere erhebliche Auswirkungen auf die in Frage kommenden, in Anlage 3 Ziffer 3 zum UVPG aufgeführten Schutzgüter sind nicht erkennbar.

Die Fachstellen wurden im Zuge der Vorprüfung beteiligt und teilen die Gesamteinschätzung der Vorprüfungsunterlagen, dass keine erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt entstehen und eine UVP-Pflicht nicht gegeben ist.

Diese Feststellung geben wir hiermit gemäß § 5 Abs. 2 UVPG bekannt.
Sie ist gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar.

Nähere Informationen können beim Landratsamt Deggendorf, Sachgebiet 41, – Wasserrecht, Naturschutz, Bodenschutz - Herrenstraße 18, 94469 Deggendorf, Tel. 0991/3100-238, eingeholt werden.
Die Unterlagen zur Vorprüfung können eingesehen werden.



Deggendorf, 04.03.2022
Landratsamt Deggendorf

gez.

B i s c h o f f
Regierungsdirektorin

